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dbb zu Rentenbeschlüssen: Wir fordern Gerechtigkeit für die Beamtenschaft 
 
(dbb) Der dbb hält an seiner Forderung fest, jüngste Rentenbeschlüsse auf den Beamten-

bereich zu übertragen. Dies gelte sowohl für die so genannte Mütterrente als auch für die 
abschlagsfreie Rente mit 63. „Wir fordern Gerechtigkeit für die Beamtenschaft“, erklärte 

der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt am 12. August 2014. 

 
Der Nachrichtenagentur dpa sagte Dauders-
tädt: „Auch Beamte müssen nach 45 Dienst-

jahren abschlagsfrei in Pension gehen können, 

und die Kindererziehungszuschläge für vor 
1992 geborenen Nachwuchs müssen entspre-

chend der Neuregelung im Rentenrecht wir-
kungsgleich angehoben werden.“ Für eine 

Übertragung der Mütterrente auf Beamtinnen 

hatte sich auch die Vorsitzende der Frauenuni-
on, Maria Böhmer, ausgesprochen. 

 
„Die gesellschaftspolitische Frage, wie und ob 

sich die geleistete Kindererziehung positiv auf 

die Altersbezüge auswirkt, kann nicht an Sys-
temgrenzen haltmachen“, mahnte der dbb 

Chef und fügte hinzu: „Bei aller Unterschied-

lichkeit der Strukturen in Renten- und Pensi-
onsberechnung bestehen wir auf Parallelität 

der Entwicklung. Alle Renteneinschnitte der 
vergangenen Jahre, etwa beim Höchstsatz 

oder dem Eintrittsalter, sind wirkungsgleich auf 

die Beamten übertragen worden. Das Gleiche 
fordern wir jetzt auch mit Blick auf die Mütter-

rente und den abschlagsfreien Ruhestandsein-
tritt nach 45 Arbeitsjahren.“ 

(01/30/14) 

 
 

Entgeltordnung für Lehrkräfte – dbb vereinbart Termine bis Jahresende  
 
(dbb) Am 7. August 2014 haben die Gewerkschaften dbb und GEW mit der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder (TdL) in einem Verfahrensgespräch den Fortgang der Tarifver-

handlungen für eine Entgeltordnung Lehrkräfte besprochen.  

 
Allein die große Zahl der bis in den Dezember 

hinein vereinbarten Termine dokumentiert den 
gemeinsamen Willen von Gewerkschaften und 

TdL, bis zum Jahresende ein Ergebnis zu erar-
beiten, das dann in die Einkommensrunde 

2015 eingespeist werden kann, wie der dbb 
Geschäftsbereich Tarif im Anschluss mitteilte.  

 

Nach der TdL-Mitgliederversammlung Mitte 
September werden die Verhandlungen am 22. 

/ 23. September 2014 in Berlin fortgeführt.  
 

Willi Russ, dbb Vize und Verhandlungsführer, 

äußerte sich nach dem Verfahrensgespräch 

vom 7. August vorsichtig positiv: „Form- und 

Terminfragen berühren natürlich noch nicht die 
sensiblen inhaltlichen Punkte, auf die wir bei 

den vereinbarten Terminen in den nächsten 
Monaten stoßen werden. Aber ich stelle 

gleichwohl fest, dass alle beteiligten Partner 
mit großer Ernsthaftigkeit und Entschlossenheit 

dem Ziel entgegensteuern. Das schafft Zuver-

sicht. Aber klar ist auch: Wir haben uns viel 
vorgenommen und werden eine Menge Arbeit 

zu erledigen haben, um rechtzeitig zur Ein-
kommensrunde einen tragfähigen Kompromiss 

vorlegen zu können.“ 

(02/30/14) 

 
 

dbb Vize Eigenthaler: Länderfinanzen und Altschuldentilgung optimieren  
 
(dbb) Nachhaltige Lösungen für die Neuregelung des Länderfinanzausgleichs und die Alt-

schuldenproblematik hat der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende Thomas Eigenthaler 
gefordert. Mit Blick auf die derzeit laufenden Vorbereitungen in den Finanzministerien 

von Bund und Ländern für die ab Herbst anstehenden Länderfinanz-Gespräche sagte Ei-
genthaler am 6. August 2014 in Berlin: „Wir erwarten von Bund und Ländern eine gründli-

che Optimierung ihrer Finanzbeziehungen, und auch die drängende Altschuldenproblema-
tik darf nicht aus den Augen verloren werden.“  

 
Dabei spielten der Steuervollzug und die Aus-

schöpfung von Steuerquellen eine ganz ent-

scheidende Rolle. „So ungleichmäßig und un-

gerecht wie sich der Status quo in diesen Din-
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gen darstellt, darf es in unserem föderalen 
System auf keinen Fall weitergehen“, betonte 

der dbb Vize, der zugleich Vorsitzender der 
Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG) ist. 

„Wenn Lücken im Steuervollzug als Standort-

vorteil eines Bundeslandes gelten, wird der 
verfassungsrechtliche Grundsatz der gleichwer-

tigen Lebensverhältnisse ad absurdum geführt. 
Ein Ausgleichssystem ist nur plausibel und 

akzeptabel, wenn der Bund und alle Länder die 

vorhandenen Steuerquellen ausschöpfen und 
sich nicht auf andere verlassen“, so Eigentha-

ler. 
 

Der dbb Vize regte zudem an, noch konse-

quenter gegen Steuerhinterziehung, Steuer-
flucht und Schwarzarbeit vorzugehen und die 

von elf EU-Staaten, darunter Deutschland, 
beschlossene Finanztransaktionsteuer mög-

lichst schnell umzusetzen. „Mit einem Teil des 
Steueraufkommens, das Deutschland hierüber 

erheben kann, sollten wir direkt in die Alt-

schuldentilgung einsteigen, um hier endlich 
nachhaltige Erfolge zu erzielen“, forderte Ei-

genthaler. „Seit Jahren werden Steuergelder in 
die Bewältigung der Finanzkrise investiert. 

Diese Mittel fehlen anderswo, und es ist nur 

gerecht, wenn die Kostenverursacher sich nun 

an der Rechnung beteiligen müssen.“ Es sei 
grotesk, sagte Eigenthaler, wenn beim Kauf 

von Lebensmitteln Umsatzsteuer anfalle, wäh-
rend spekulative Finanzumsätze bislang steuer-

frei blieben.  

 
Spätestens Ende 2019 müssen Bund und Län-

der ihre Finanzbeziehungen neu geordnet ha-
ben. In einer ersten Besprechung im Juni 2014 

hatten Bundeskanzlerin Angela Merkel und die 

Regierungschefs der Länder das weitere Ver-
fahren beschlossen und die Bundes- und Län-

derfinanzminister beauftragt, Grundlagen für 
die Vereinbarung zu Fragen der föderalen Fi-

nanzbeziehungen zu erarbeiten. Eigenthaler 

mahnte Bund und Länder, die Neuregelung der 
Länderfinanzen und die Altschuldentilgung 

nicht halbherzig anzugehen: „Die Herausforde-
rung ist groß, aber auch eine einmalige Chan-

ce, Deutschlands Staatsfinanzen neu und op-
timal zu organisieren. Die entsprechende Inf-

rastruktur steht mit einer kompetenten und 

leistungsstarken Finanz- und Steuerverwaltung 
bereit – die gesetzlichen Weichen müssen jetzt 

von den politisch Verantwortlichen gestellt 
werden.“ 

(03/30/14) 

 
 

Kothe: „Nicht der Staatsdienst ist rückwärtsgewandt, sondern diejenigen, die 
das glauben“ 
 
(dbb) Entschieden hat die dbb jugend-Vorsitzende Sandra Kothe Äußerungen des ehema-

ligen Personalvorstands der Telekom AG Thomas Sattelberger im Zusammenhang mit 

dem öffentlichen Dienst zurückgewiesen. Sattelberger hatte in einem Interview der 
„Huffington Post“ (Artikel vom 11. August 2014) die mangelnde Risikobereitschaft und 

Innovationsfreude von Berufseinsteigern kritisiert: Auf Sicherheit sei man bedacht, statt 
Neues zu wagen.  

 
„Wenn ich sehe, wie viele junge Hochschulab-

solventen am liebsten für den Staat arbeiten 
wollen, beschleicht mich das kalte Grauen. Ich 

erlebe eine zutiefst verunsicherte und rück-

wärtsgewandte Generation“, so Sattelberger, 
der als Spitzenmanager Personalverantwortung 

bei Daimler Benz, MTU, der Lufthansa, Conti-
nental und der Telekom trug.  

 

„Nicht der Staatsdienst ist rückwärtsgewandt, 
sondern diejenigen, die das glauben“, entgeg-

nete dbb jugend-Chefin Kothe in Richtung 
Sattelberger. „Deutschlands öffentlicher Dienst 

sorgt verlässlich und stets mit Blick auf die 
Zukunft dafür, dass dieses Land sicher, gut 

gebildet und gut mit allem versorgt ist, was die 

Menschen, die hier leben, zum Leben und die 

Wirtschaft zum Wirtschaften brauchen. Die 
ganze Welt beneidet uns um diesen öffentli-

chen Dienst, und daher sollte uns eher die 

helle Freude packen, wenn sich wieder mehr 
junge motivierte Menschen in diesen Dienst 

einbringen wollen“, so Kothe. Es sei offenkun-
dig, dass es der jungen Generation nicht nur 

um Sicherheit und Prestige gehe, sondern vor 

allem um das Sinnhafte ihrer Arbeit: „Es ist 
Idealismus, der junge Frauen und Männer in 

die Berufe von Bildung und Erziehung, bei 
Polizei, Feuerwehr oder im öffentlichen 

Gesundheitswesen und der Finanzverwaltung 
zieht, und das ist großartig.“ 
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Kothe betonte indes, dass der öffentliche 
Dienst gleichwohl noch einiges tun müsse, um 

seine Attraktivität als Arbeitgeber zu optimie-
ren: „Die bislang eher zurückhaltend genutzten 

Instrumente von Fortentwicklung und Karrie-

reperspektiven müssen besser genutzt, starre 
Strukturen aufgebrochen werden. Das erwar-

ten junge Arbeitnehmer von heute völlig zu 
Recht.“ 

(04/30/14) 
 
 

dbb bundesseniorenvertretung: Widerspruch wegen Mütterrente nicht  
erforderlich 
 
(dbb) Der Vorsitzende der dbb bundesseniorenvertretung, Wolfgang Speck, hat am  
30. Juli 2014 in Berlin darauf hingewiesen, dass mit den aktuellen Rentenbescheiden le-

diglich über die Rentenanpassung zum 1. Juli 2014 informiert werde. Die so genannte 
Mütterrente für die Erziehung von vor 1992 geborenen Kindern, die ebenfalls zum 1. Juli 

2014 in Kraft getreten sei, werde zu einem späteren Zeitpunkt durch Zahlung eines ent-
sprechenden Zuschlags umgesetzt.  

 
Leider finde sich erst auf Seite 3 des Beschei-

des der Hinweis, dass die Betroffenen zur 

„Mütterrente“ unaufgefordert weiteren Be-
scheid von dem Träger der Rentenversiche-

rung erhalten werden. „Da die Bescheide für 
die Empfängerinnen und Empfänger ohnehin 

nur schwer verständlich sind und in der Be-

richterstattung die Mütterrente im Vordergrund 
stand, hat dies zu Verunsicherung geführt“, so 

Speck. Wichtig für die betroffenen Rentnerin-

nen und Rentner sei also, dass sie gegen den 

Bescheid über die Rentenanpassung zum 
01.07.2014 keinen Widerspruch einlegen und 

auch keinen Antrag auf Zahlung der Mütterren-
te stellen müssen, stellte der Vorsitzende der 

dbb bundesseniorenvertretung fest. 

(05/30/14) 

 
 

Bundesfamilienministerin kündigt Entgeltgleichheitsgesetz an  
 
(dbb) Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig (SPD) sieht Nachholbedarf beim Bund 

in Sachen Gleichstellung von Frauen und Männern. Aus einer Selbstverständlichkeit müs-

se endlich Lebenswirklichkeit werden, sagte Schwesig in einem Interview des „dbb ma-
gazin“ (Ausgabe Juli/August 2014). 

 
„Frauen sind insbesondere in Führungspositio-

nen im Bundesdienst, aber auch in Gremien, 
die der Bund besetzt, nach wie vor unterreprä-

sentiert“, stellte die Ministerin fest. „Für Unter-

nehmen, bei denen der Bund mehrheitliche 
Beteiligungen hat, gelten die Regeln des Bun-

desgleichstellungsgesetzes, das novelliert 
wird.“ 

 
Nur wenn in den Chefetagen „ein Bewusstsein 

und ein Wille für Gleichberechtigung herrscht, 

dann wird sich auch in den Unternehmen et-
was ändern“, so Schwesig. 

 
Zur Frage nach den erheblichen Einkommens-

unterschieden zwischen Frauen und Männern 

im öffentlichen Dienst sagte die Ministerin, es 
sei besonders für Frauen schwierig, Beruf und 

Familie zu vereinbaren. „Familienbedingte Aus-
zeiten, schlechtere Beförderungschancen bei 

Teilzeitarbeit und der geringere Anteil von 

Frauen an Leitungspositionen tragen zur Ent-

geltungleichheit bei. Schwesig kündigte an, 
„zum Ende des Jahres“ die Eckpunkte zu ei-

nem Entgeltgleichheitsgesetz vorzulegen und 

ein Rückkehrrecht von Teilzeit- auf Vollzeitbe-
schäftigung einzuführen. 

 
Zum Gleichstellungsindex, der laut Koalitions-

vertrag entwickelt werden soll, sagte die Minis-
terin: „Der Gleichstellungsindex für den öffent-

lichen Dienst des Bundes soll die wichtigsten 

Gleichstellungsindikatoren der obersten Bun-
desbehörden abbilden. Dazu können beispiels-

weise die Zahlen der Frauen und Männer bei 
Bewerbung, Einstellung, Beförderung und 

Höhergruppierung zählen.“  

 
Zusätzlich könnten Kriterien wie Voll- und Teil-

zeittätigkeit, der Gebrauch von Ansprüchen 
nach dem Gesetz zum Elterngeld und zur El-

ternzeit einschließlich der Beurlaubung auf-
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grund von Familien- oder Pflegaufgaben er-
fasst werden. „Es ist vorgesehen, den Gleich-

stellungsindex regelmäßig zu aktualisieren und 
zu veröffentlichen“, versprach Schwesig. 

(06/30/14) 

 
 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

BBW fordert Ende des Sparkurses 
 
(dbb) Der Beamtenbund Baden-Württemberg BBW hat die grün-rote Landesregierung aufgefordert, 

Sparmaßnahmen zulasten der Beamten zu korrigieren. Es dürfe nicht dazu kommen, dass die Besol-
dungserhöhung zum zweiten Mal infolge um bis zu zwölf Monate verschoben wird, so der BBW-

Vorsitzende und dbb Vize Volker Stich am 10. August 2014 in Stuttgart. Andernfalls werde der Beam-
tenbund sehr wahrscheinlich vor das Bundesverfassungsgericht ziehen. 

 

Stich sagte, er habe an Ministerpräsident Winf-
ried Kretschmann (Grüne) und Finanzminister 

Nils Schmid (SPD) geschrieben. Es soll im Sep-
tember einen Gesprächstermin mit Kret-

schmanns Staatssekretär Klaus-Peter Murawski 

geben, obwohl er eigentlich um ein Spitzenge-
spräch mit Kretschmann gebeten habe, sagte 

Stich. 
 

Dabei wolle er darauf hinweisen, dass die be-
schlossene Absenkung der Eingangsbesoldung 

für neue Beamte aus seiner Sicht ein Fehler 
sei, da die öffentliche Verwaltung mit der Wirt-

schaft um Fachkräfte konkurriere. Zudem will 
Stich fordern, dass die Leistungen des Renten-

reformpakets – dazu zählen die Rente mit 63 

und die Mütterrente – auf die Beamten über-
tragen werden. Nach Angaben des Finanzmi-

nisteriums ist bei dem Thema noch keine Ent-
scheidung gefallen. 

(07/30/14) 

 

 

Berlin braucht endlich Personalentwicklungskonzept 
 
(dbb) Berlin braucht ein Personalentwicklungskonzept. Das hat der Vorsitzende des dbb 
Landesbundes Frank Becker erklärt.  

 
„Aus der Sicht des dbb berlin verhält sich der 

Senat bezüglich eines verlässlichen - mit den 
Spitzenverbänden des öffentlichen Dienstes 

abgestimmten - Personalentwicklungskonzep-

tes verantwortungslos“, kritisierte Becker am 
6. August 2014 „die offensichtliche Ohnmacht, 

mit der der Senat mit der Ressource Personal 
umgeht und so vorsätzlich zu einer weiteren 

Verschärfung des Personalproblems beiträgt“. 
 

Konzepte der CDU-Fraktion zur Personalent-

wicklung liegen bereits seit Mai 2013 vor. Im 
Dezember 2013 forderte die SPD Fraktion eine 

schnelle Erarbeitung eines Personalentwick-
lungskonzeptes für das Land Berlin.  

 

„Aber was kommt vom Senat?“, fragt Becker. 
„Die Dienststellen des Landes Berlin wurden 

durch den Finanzsenator angewiesen, an den 

bisher geplanten weiteren Personaleinsparun-
gen festzuhalten. Und dies vor dem Hinter-

grund, dass bis 2020 jeder vierte Beschäftigte 

des Landes Berlin in den Ruhestand gehen 
wird. Dieses Verhalten ist unverantwortlich. 

Der dbb berlin fordert den Senat daher erneut 
auf, endlich den Rat von Fachleuten - Fraktio-

nen des Berliner Abgeordnetenhauses, IHK 
und auch dbb - anzunehmen und den Perso-

nalproblemen unverzüglich entgegenzutreten. 

Wir machen uns ernsthafte Sorgen. Das Land 
Berlin benötigt so schnell wie möglich junge 

Nachwuchskräfte, damit der zwingend not-
wendige Wissenstransfer überhaupt noch funk-

tionieren kann.“  

(08/30/14) 

 
 



 

aktuell Nr. 30 vom 14.08.2014 6 

___________________________________________________________________________ 

 

___________________________________________________________________________ 

 

Ladebeck zum Antrittsbesuch beim Ministerpräsidenten: Personalsituation war 
Thema  
 
(dbb) Der Landesvorsitzende des dbb sachsen-anhalt, Wolfgang Ladebeck, hat sich am 

11. August 2014 zu einem ersten Meinungsaustausch mit Ministerpräsident Reiner 
Haseloff getroffen. Im Mittelpunkt des Antrittsbesuchs standen Entwicklungen und Prob-

leme im öffentlichen Dienst, vor allem in der Landesverwaltung. 
 

So waren das Streikverbot für Beamte, Pläne 

der Bundesregierung zur gesetzlichen Rege-
lung der Tarifeinheit ebenso Themen des Ge-

sprächs wie die Personalsituation in der Lan-
desverwaltung und dienstrechtliche Regelun-

gen für Landesbeamtinnen und -beamte. 

 
Der dbb Landeschef beschrieb die aktuelle 

Stimmung unter den Beschäftigten in der Lan-
desverwaltung als besorgniserregend. „Struk-

turreformen, Personalabbau und fehlende be-
rufliche Perspektiven sind die Motivationskil-

ler“, sagte Ladebeck. Ob in der Finanzverwal-

tung, bei der Polizei oder im Justizvollzug, die 
Bediensteten seien es leid, ständig Reformen 

über sich ergehen zu lassen. Hinzu komme der 
über Jahre andauernde Abbau von Personal. 

Ohne Aufgabenverzicht und Aufgabenverlage-

rung führe dieser zu einer Arbeitsverdichtung, 

die viele Beschäftigte krank macht. Viele Leis-
tungsträger hätten bereits innerlich gekündigt, 

weil sie das Gefühl haben, dass sich ihr Enga-
gement auch finanziell nicht auszahlt, etwa 

weil Beförderungen ausbleiben. „Einerseits 

wird die Besoldung der Beamten 2014 inhalts-
gleich, aber mit einem halben Jahr Verspätung 

angepasst, auf der anderen Seite kürzt man 
den Beamten die Besoldung wieder durch eine 

Eigenbeteiligung bei der Beihilfe“, beschreibt 
Ladebeck die Situation. „Würde die Landesre-

gierung jetzt das Weihnachtsgeld wieder ein-

führen, wäre das ein Zeichen der Wertschät-
zung, das die Bediensteten zu schätzen wüss-

ten.“  
(09/30/14) 

 
 

NBB hält Pläne zur Neuregelung der Beamtenbesoldung für „gründlich  
misslungen“  
 

(dbb) Die rot-grünen Pläne zur vorzeitigen Festsetzung der Beamtenbesoldung in Nieder-

sachsen sind beim dbb Landesbund auf Kritik gestoßen. Die Neuregelung sei „gründlich 
misslungen“, sagte der Vorsitzende  des Niedersächsischen Beamtenbundes NBB, Fried-

helm Schäfer, am 25. Juli 2014 in Hannover.  
 

Er reagierte damit auf die Ankündigung von 
Finanzminister Peter-Jürgen Schneider (SPD), 

die Gehälter der Beamten zur besseren Pla-

nungssicherheit des 28,4 Milliarden Euro 
schweren Landeshaushalts für 2015 in den 

kommenden beiden Jahren nach einem festge-

legten Stufenplan um 4,5 Prozent erhöhen zu 
wollen. Dies sei ein verkapptes Sparmodell und 

festige die Unattraktivität des Landes als Ar-

beitgeber, so Schäfer. 
(10/30/14) 

 

 

dbb m-v unterstützt Bemühungen zum Altschuldenabbau 
 
(dbb) Der dbb mecklenburg-vorpommern unterstützt die Landesregierung in ihren Bemü-
hungen, im Rahmen der anstehenden Gespräche zur Neuordnung der Bund-Länder-

Finanzbeziehungen auch die Altschuldenproblematik in den Griff zu bekommen. 

 
„Wir haben schon sehr früh darauf hingewie-

sen, dass das alleinige Instrument der Schul-
denbremse nicht ausreicht, um der Staatsver-

schuldung Herr zu werden und einen soge-
nannten Altschuldenfonds gefordert“, so dbb 

Landesvorsitzender Dietmar Knecht am 24. Juli 

2014. Denn ohne einen langfristigen Abbau der 

über zwei Billionen Euro Altschulden aller öf-
fentlichen Haushalte und Zinsschulden von 

jährlich über 65 Milliarden Euro kann die im 
Grundgesetz verankerte Schuldenbremse - als 

einziges Instrument der Haushaltskonsolidie-
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rung bei Bund und Ländern - nicht zielführend 
sein. Knecht: „Außerdem besteht die Gefahr, 

dass die Schuldenbremse nur durch das Perso-
nal des öffentlichen Dienstes allein geschultert 

wird, sie ist aber eine gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe“. 
 

Mecklenburg-Vorpommern hat einen Schulden-
stand von 10,1 Milliarden Euro und zahlt der-

zeit rund 340 Millionen Euro an Zinsen; das 
sind über 4,5 Prozent Anteil am Gesamthaus-

halt. „Auch wenn die Steuereinnahmen des 
Landes derzeit sprudeln, ist der einzige Weg 

aus der Verschuldungsfalle ein konsequenter 

Schuldenabbau über Sondermaßnahmen von 
Bund und allen Ländern“, erklärte Knecht.  

(11/30/14) 

 

 

dbb sachsen-anhalt kritisiert geplante Anhebung der Altersgrenzen  
 
(dbb) Bevor sich die Landesregierung Sachsen-Anhalts am 12. August 2014 mit einem von 
Finanzminister Jens Bullerjahn (SPD) vorgelegten Gesetzentwurf zur Anhebung der be-

amtenrechtlichen Altersgrenzen befasst, meldete sich der dbb Landesbund mit Kritik zu 
Wort.  

 
Die Pläne sehen vor, die Regelaltersgrenze für 

Beamte von 65 auf 67 Jahre, beginnend mit 

dem Geburtsjahrgang 1951, und die besondere 
Altersgrenze von 60 auf 62 Jahre, beginnend 

mit dem Geburtsjahrgang 1956, schrittweise 
anzuheben. Wie im Rentenrecht sieht der dbb 

sachsen-anhalt die Anhebung der Altersgren-
zen für Beamte kritisch, weil sie faktisch zu 

einer Absenkung der Beamtenversorgung 

führt, wenn Beamte die Altersgrenze nicht 
erreichen.  

 
„Wir würden uns flexible Altersgrenzen wün-

schen“, erklärte der Landesvorsitzende des 

dbb sachsen-anhalt, Wolfgang Ladebeck. „Es 
gibt zum Beispiel Feuerwehrbeamte im Wech-

selschichtdienst, die mit 62 Jahren nicht mehr 

arbeiten können. Und es gibt Beamte, die mit 

67 Jahren körperlich und geistig noch so fit 

sind, dass sie weiter arbeiten wollen. Statt 
starrer Altersgrenzen werben wir für einen 

flexiblen und gleitenden Übergang aus dem 
Arbeitsleben. Wegen besonderer Belastungen 

fordern wir die Herabsetzung der Altersgrenze 
um einen Monat für jedes Jahr im Wechsel- 

und Schichtdienst. Andere Bundesländer haben 

die Gesundheitsschädlichkeit permanenter 
Wechsel- und Schichtdienste durch Sonderre-

gelungen auch anerkannt“, so Ladebeck. Zur 
Gleichbehandlung der Statusgruppen gehöre 

auch, dass sowohl die Rente mit 63 nach 45 

Beitragsjahren als auch die Mütterrente auf die 
Beamten übertragen wird.  

(12/30/14) 

 
 

DSTG: Banken und Kirchen müssen Kirchensteuer-Streit beenden 
 
(dbb) Der anhaltende Streit zwischen Banken und Kirchenvertretern wegen der Erhebung 
der Kirchensteuer auf Kapitalerträge muss rasch beendet werden. Das hat der Bundesvor-

sitzende der Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG) und dbb Vize Thomas Eigenthaler 
am 13. August 2014 in Berlin gefordert und dazu aufgerufen, Vernunft walten zu lassen. 

„Dieses Gezerre verunsichert den Steuerzahler und trägt die Probleme völlig unnötiger-

weise ins Finanzamt“, sagte Eigenthaler. In den Finanzämtern wisse man nicht mehr wo-
hin mit der Arbeit und könne keine zusätzliche Aufgabe wie die Nacherhebung von Kir-

chensteuer gebrauchen. 

 
Vor dem Hintergrund der Einführung von 
„Kistam“, des automatischen Kirchensteuerab-

zuges bei Kapitalerträgen ab 1. Januar 2015, 

wies Eigenthaler darauf hin, dass die Banken 
lediglich Ausführende in diesem elektronischen 

Verfahren seien. „Es handelt sich dabei um 
keine neue Steuerpflicht, sondern es wird nur 

das nachvollzogen, was in den Kirchensteuer-

gesetzen schon seit Jahrzehnten gilt - nämlich 
der Kirchensteuerzuschlag auf alle einkom-

mensteuerpflichtigen Einkünfte.“ Dazu gehör-

ten auch die einkommensteuerpflichtigen Kapi-
talerträge. „Viele Bürger denken fälschlicher-

weise, es handele sich um eine neue Zusatz-
steuer.“  
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Der DSTG-Vorsitzende riet zudem den Kirchen, 
in den eigenen Reihen das Steuerthema trans-

parenter zu machen, statt sich allzu sehr auf 
die Finanzämter und die Banken zu verlassen. 

Der DSTG-Vorsitzende appellierte, kirchen-

steuerpflichtige Bürger nicht noch ins Finanz-
amt „zu treiben“. Das vorgesehene automati-

sche Verfahren sei wesentlich einfacher, als 
mittels eines Sperrvermerkes die Dinge mit 

dem Finanzamt über eine Steuererklärung zu 
regeln. Banken und Kirchen müssten deshalb 

rasch zu einer gemeinsamen Linie der Aufklä-

rung finden. 
(13/30/14) 

 
 

GDL: Deutsche Bahn will uns in Korsett zwängen 
 
(dbb) „Statt uns ein tragfähiges Angebot zu unterbreiten, will uns die Deutsche Bahn in 

ein Korsett zwängen.“ Mit diesen Worten hat der Bundesvorsitzende der Gewerkschaft 

Deutscher Lokomotivführer (GDL) und dbb Vize Claus Weselsky die zweite Tarifrunde mit 
der Deutschen Bahn (DB) vom 31. Juli 2014 bewertet.  

 
Zum einen wolle die DB nicht mit der GDL über 

die besonderen Probleme verhandeln, die nur 
das Zugpersonal mit dem unregelmäßigen 

Schichtdienst betreffen. Damit stelle sie selbst 

die komplette Tarifzuständigkeit der GDL für 
die Belange der Lokomotivführer in Frage. 

Weselsky: „Denn wir haben absichtlich fundier-
te und spezielle Regelungen zur Arbeitszeit 

und zu Zulagen in unserem Tarifgefüge fixiert. 
Die Forderungen für Lokomotivführer in dieser 

Runde müssen dringend tarifiert werden, damit 

die Kollegen eben nicht weiter überlastet wer-
den. Damit die DB nämlich ihre selbst gesteck-

ten Ziele erreicht, soll das Zugpersonal einmal 

mehr den Gürtel enger schnallen.“  
 

So solle es keine Verbesserungen bei den Ar-

beitszeitregelungen und damit keine Entlas-
tung des Zugpersonals geben. Stattdessen 

wolle die DB die GDL in der nächsten Verhand-
lung am 20. August 2014 lediglich ein Angebot 

zur Entgelterhöhung vorlegen. Weselsky: „Das 
bringt nicht nur Unmut bei der Verhandlungs-

delegation, sondern enttäuscht und frustriert 

auch unsere Mitglieder.“ 
(14/30/14) 

 
 

Gegen Zwangstarifeinheit - GdS-Appell an Bundestagsabgeordnete 
 
(dbb) „Stellen Sie sich gegen die Zwangstarifeinheit und auf die Seite der Koalitionsfrei-

heit!“ Mit diesem Appell hat sich die Gewerkschaft der Sozialversicherung (GdS) an Abge-

ordnete des Deutschen Bundestages gewandt. „Die Einheitsgewerkschaft muss 25 Jahre 
nach dem Fall der Mauer endgültig eine Angelegenheit für die Geschichtsbücher sein“, 

mahnte der GdS-Bundesvorsitzende Maik Wagner in seinem Schreiben an die Mitglieder 
des Bundestagsausschusses für Arbeit und Soziales.  

 
Aus Sicht eines Deutschen, der in der DDR 

aufgewachsen ist, erinnerte Wagner daran, 
dass im Herbst 1989 der Drang der Ostdeut-

schen nach Freiheit und Demokratie gesiegt 

habe, weil sich die Menschen nicht länger ihr 
ganzes Leben diktieren lassen wollten. Mit dem 

Ende der DDR habe sich auch das Modell der 
zwangsweisen Einheitsgewerkschaft überholt.  

 

„Eine gesetzlich verordnete Tarifeinheit ver-
schiebt das Mächtegleichgewicht innerhalb 

unserer Gesellschaft“, warnte Wagner. Mit 
einer Einschränkung des Streikrechts würde es 

insgesamt schwerer werden, die Rechte und 
Ziele der abhängig Beschäftigten wirkungsvoll 

zu vertreten: „Der Gewerkschaft, die nicht die 

Mehrheit repräsentiert, wird ein Maulkorb ver-

passt.“  
 

Unlösbare Probleme sehe er bei der prakti-

schen Umsetzung der Tarifeinheit, so Wagner. 
In den vier Jahren, in denen die Befürworter 

der Tarifeinheit versucht hätten, ihre Idee in 
ein Gesetz zu gießen, sei es niemandem ge-

lungen, einen praktikablen Vorschlag zur Um-

setzung zu machen. „Handwerklich würde jede 
Regelung schnell monströse Formen anneh-

men und letztlich eine Flut von Rechtsstreitig-
keiten produzieren“, prognostizierte Wagner. 

„In jedem einzelnen Betrieb müsste die Ge-
werkschaft mit den meisten Mitgliedern ermit-

telt werden“, die gesetzliche Festschreibung 
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der Tarifeinheit wäre „ein bürokratisches Un-
geheuer“.  

 
Im Dunkeln bleibe aber vor allem, was der 

Grund für diese Gesetzesinitiative ist, stellte 

Wagner weiter fest. „Es kann doch nicht ange-
hen, dass ein verfassungsmäßig garantierter 

Grundsatz aufgegeben wird, um es den Arbeit-
gebern bequemer zu machen oder den ver-

meintlich großen Gewerkschaften unliebsame 
Konkurrenz aus dem Weg zu räumen.“ 

Wagner verwies auf grundgesetzlich verbürgte 
Freiheitsrechte. Sein Appell: „Sie als Mitglied 

des Deutschen Bundestages sollten es als Ihre 

Aufgabe ansehen, diese Rechte zu verteidigen, 
anstatt sie einzuschränken.“  

(15/30/14) 

 
 

Mehr Verkehrstote in Deutschland – DPolG sieht EU- Verkehrssicherheitsziel 
gefährdet 
 
(dbb) Die Zahl der Verkehrstoten in Deutschland ist im Mai 2014 im Vergleich zum glei-

chen Vorjahresmonat um fast fünf Prozent gestiegen. Insgesamt kamen 292 Menschen 

auf deutschen Straßen ums Leben. Auch die Zahl der Verletzten stieg deutlich um annä-
hernd 12 Prozent auf 35.800. Von Januar bis Mai 2014 verloren 1.233 Menschen bei Stra-

ßenverkehrsunfällen ihr Leben, das waren 99 Personen oder 8,7 Prozent mehr als in den 
ersten fünf Monaten des Jahres 2013. Die Zahl der Verletzten nahm in diesem Zeitraum 

sogar noch stärker zu, nämlich um 13,1 Prozent auf rund 147.200. 

 
Die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) sieht 

deshalb das Ziel der Europäischen Union ge-
fährdet, die Zahl der Verkehrstoten bis 2020 

um 50 Prozent zu reduzieren. Die DPolG mahn-
te am 24. Juli 2014, bei den Anstrengungen für 

mehr Verkehrssicherheit nicht nachzulassen. 
Bundesvorsitzender Rainer Wendt: „Um die 

Zahl der Verkehrsunfälle dauerhaft zu senken, 

fordern wir, die Verkehrsüberwachung bun-
desweit auszubauen, um somit langfristig das 

Verhalten der Verkehrsteilnehmer positiv zu 
beeinflussen. Die in unregelmäßigen Abstän-

den durchgeführten ‚Blitz-Marathons‘ sollten 

mehrmals im Jahr in allen Bundesländern statt-
finden. Sie haben die Kraftfahrer bereits in der 

Vergangenheit zu mehr verkehrsgerechtem 

Verhalten veranlasst.“ 
 

Die Einnahmen aus Bußgeldern sollten nicht 
mehr in die allgemeinen Haushalte fließen, 

sondern direkt sinnvollen Verkehrsprojekten zu 
Gute kommen, so Wendt: „Nicht zuletzt brau-

chen wir dringend die Einführung der Halter-

haftung. Künftig soll der Halter eines Fahr-
zeugs das Verwarnungsgeld bezahlen, denn er 

weiß in der Regel wer gefahren ist. Zurzeit 
kommen noch zu viele Raser im Straßenver-

kehr unerkannt davon. Das darf so nicht mehr 

hingenommen werden.“ 
(16/30/14) 

 
 

DPolG Bundespolizeigewerkschaft: Krankheitsrisiko durch Flüchtlingswelle  
 
(dbb) An den Brennpunkten der unerlaubten Einreise von Flüchtlingen in Süddeutschland 
sieht die DPolG Bundespolizeigewerkschaft ein erhöhtes Risiko für Bundespolizisten, sich 

ansteckende Krankheiten zuzuziehen. Die Gewerkschaft forderte deshalb am 25. Juli 
2014 bessere Aufklärung, Beratung und Unterstützung durch geschultes Fachpersonal vor 

Ort sowie noch schnellere Reaktionszeiten der örtlich zuständigen Gesundheitsbehörden.  

 
Der Migrationsdruck auf die Grenzen der Bun-

desrepublik sei noch nie so stark gewesen wie 

derzeit. Der größte Teil der Migranten komme 
aus Afrika. Unhygienische Zustände in den 

nordafrikanischen Flüchtlingslagern wie auch 
die katastrophalen Verhältnisse während des 

gefährlichen Seeweges auf völlig überfüllten 

Booten schadeten der Gesundheit, anstecken-
de Krankheiten seien an der Tagesordnung. 

 

„Die durch immer höhere Flüchtlingszahlen 

vermehrt auftretenden Krankheitsfälle gefähr-
den inzwischen auch die Gesundheit unserer 

Kolleginnen und Kollegen“, erklärte der stell-
vertretende Vorsitzende der DPolG Bundespoli-

zeigewerkschaft, Horst Pawlik. Grenzpolizeili-

che Aufgaben einschließlich Identitätsfeststel-
lung, Abnahme von Fingerabdrücken und 



 

aktuell Nr. 30 vom 14.08.2014 10 

___________________________________________________________________________ 

 

___________________________________________________________________________ 

 

Durchsuchungsmaßnahmen müssten dennoch 
durchgeführt werden. „Die Verantwortlichen im 

Bundesinnenministerium und in der Bundespo-
lizei müssen umgehend sicherstellen, dass die 

Gesundheitsbehörden der Länder stets zeitnah 

und in vollem Umfang Maßnahmen zum Schut-
ze der körperlichen Unversehrtheit der Betrof-

fenen, der Bevölkerung und natürlich auch 

unserer Kolleginnen und Kollegen wahrneh-
men“, so Pawlik. Er forderte, die Thematik 

Infektionsschutz verstärkt in die Aus- und 
Fortbildung aufnehmen zu lassen und an allen 

Schwerpunktdienststellen mit Migrationsdruck 

die Funktion eines Hygienebeauftragten zu 
schaffen.  

(17/30/14) 
 

 

VBE: Arbeit in Kitas verdient mehr Anerkennung 
 
(dbb) „Kitas werden in der breiten Öffentlichkeit als pädagogische Einrichtungen wahr-

genommen und geschätzt“, betont Udo Beckmann, Bundesvorsitzender des Verbandes 
Bildung und Erziehung (VBE). „Das ist vor allem der engagierten und kompetenten Arbeit 

der Erzieherinnen und Erzieher in den Kitas zu verdanken.“ Seit Einführung eines Rechts-
anspruchs auf einen Kitaplatz vor einem Jahr befinde sich der Elementarbereich in einem 

gravierenden Wandlungsprozess. Heute stelle niemand mehr in Frage, so Beckmann am 

25. Juli 2014, dass Kitas die Eingangsstufe des institutionellen Bildungssystems seien. 

 
Beckmann weiter: „Der Beruf der Erzieherin, 
des Erziehers braucht mehr Wertschätzung 

und damit eine bessere Bezahlung und den 
Zugang zu einer Ausbildung auf Fachhoch-

schulniveau.“ Beckmann wies darauf hin, dass 
der Erwerb eines Hochschulabschlusses sich 

bisher nicht in einer entsprechenden Bezah-

lung niederschlage. Nicht hinnehmbar seien 
auch Tendenzen, die übliche Erzieherausbil-

dung zu verkürzen, kritisierte Beckmann. „Auf 
diesem Wege kann der Personalmangel nicht 

gelöst werden. Eine zu dünne Personaldecke in 
Kitas ist nicht nur schlecht für die Kinder, sie 

verhindert auch die gute Praxisbetreuung des 
Berufsnachwuchses. Dieser Teufelskreis muss 

endlich beseitigt werden.“  

(18/30/14) 

 
 

BLBS: Auch „Meister-BAföG“ erhöhen  
 
(dbb) Der BLBS (Bundesverband der Lehrerinnen und Lehrer an beruflichen Schulen) hat 

die Modernisierung des BAföG für eine noch bessere Ausbildung begrüßt. Mit der 25. BA-

föG-Novelle bekommen Schüler und Studierende, die eine Ausbildungsförderung nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) erhalten, ab dem Jahr 2016 mehr Geld 

– die Höchstsumme steigt von 670 auf 735 Euro.  

 
BLBS-Vorsitzender Eugen Straubinger kritisier-
te in diesem Zusammenhang am 25. Juli 2014: 

„Wir verstehen aber nicht, dass die Schüler an 
Fach- Meister- und Technikerschulen, die älter 

sind und meist einen eigenen Hausstand ha-

ben, nach dem Aufstiegsfortbildungsförde-
rungsgesetz (AFBG), auch ‚Meister-BAföG‘ 

genannt, weiterhin nur einen Höchstbetrag von 
645 Euro erhalten.“ Wieder einmal sei die För-

derung der so wichtigen und weltweit aner-
kannten beruflichen Bildung vergessen wor-

den. Straubinger fragte: „Wann erstellt die 
Bundesregierung endlich eine Novellierung des 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes und 

erhöht damit die Förderungshöchstsätze eben-
falls auf mindestens 735 Euro?“ und erklärte: 

„Wir warten darauf.“  
(19/30/14) 

 

 

VDR will Option zur Schuljahr-Pflichtwiederholung erhalten  
 
(dbb) „Die Pflichtwiederholung einer Jahrgangsstufe muss weiterhin eine pädagogische 
Option bleiben.“ Das hat der Bundesvorsitzende des Verbandes Deutscher Realschullehrer 

(VDR), Jürgen Böhm, gefordert. Er warnte am Ende des Schuljahres 2013/14 „im Interes-
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se der Schülerinnen und Schüler erneut vor Leistungsfeindlichkeit, Vernachlässigung von 
Mindeststandards und Ökonomisierungstendenzen in der Bildung“.  

 
„Wieder einmal wird am Ende eines Schuljah-

res das Gespenst der Noten, der Pflichtwieder-
holung und hoher Kosten an die Wand ge-

malt“, so Böhm am 27. Juli 2014. „Mit dieser 

leistungsfeindlichen Einstellung kann man im 
internationalen Wettbewerb um die besten 

Köpfe nicht bestehen und wird langfristig im 
Mittelmaß enden.“ 

 

„Was ist ein Abschluss noch wert, wenn er 
nicht durch Standards und Leistung hinterlegt 

ist? Was wäre der Realschulabschluss noch 

wert, wenn er künftig im Gießkannenprinzip 
vergeben würde? Wichtiger ist wohl, dass Kin-

der und Jugendliche nicht fehlgeleitet werden, 

sondern die passenden Bildungsgänge besu-
chen. Eine einseitige Orientierung auf Akade-

miesierung führt zu Fehlentwicklungen, wie sie 
derzeit in Südeuropa zu verzeichnen sind“, gab 

Böhm zu bedenken.  

(20/30/14) 

 
 

 

Namen und Nachrichten 

(dbb) Der dbb hat sich gegen die Darstellung 

in einigen Medien gewehrt, pensionierte 
Staatsdiener seien die Reichsten im Lande: „Es 

ist doch abwegig zu glauben, jeder der 1,5 

Millionen Versorgungsempfänger habe eine 
Immobilie in bester Lage, ein stattliches Ak-

tiendepot und eine Pension von 2.850 Euro“, 
sagte Hans-Ulrich Benra, stellvertretender 

Bundesvorsitzender und Fachvorstand Beam-
tenpolitik, der „Frankfurter Allgemeinen Zei-

tung“ (Ausgabe vom 27. Juli 2014). Die Ruhe-

ständler seien keine „Vermögenden im Tal der 
Sorglosen“, das sei eine „Skandalisierung“. 

Dabei lege Benra den Finger in eine Schwach-
stelle der Statistik, schreibt die Zeitung: Weil 

die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 

(EVS), auf die sich die Medienberichte bezo-
gen, nur solche Haushalte mit einem Maximal-

einkommen von 18.000 Euro im Monat erfasst, 
fallen Topmanager und größere Unternehmer 

heraus. Letztlich seien doch die Unternehmer 

und nicht die Pensionäre die reichste Gruppe 
im Lande. 

 
Der Vorsitzende des Bayerischen Beamtenbun-

des (BBB), Rolf Habermann, leitet den fusio-
nierten Personalrat im Bildungsministerium des 

Freistaats. Wie der „Münchner Merkur“ (Aus-

gabe vom 5. August 2014) berichtet, ist Ha-
bermann in der konstituierenden Sitzung an 

die Spitze des Gremiums gewählt worden und 
vertritt die Interessen von 191.000 Beschäftig-

ten. Der BBB-Chef hatte zuvor den Hauptper-

sonalrat im Kulturressort geführt. Nach der 
Fusion mit dem Wissenschaftsministerium war 

die Neuwahl nötig geworden. Die politische 
Entscheidung, die Zahl der Personalräte von 42 

auf 25 zu reduzieren, kritisierte Habermann 

laut Zeitung mit den Worten: „Die Interessen-

vertretung der Beschäftigten wird dadurch 
deutlich erschwert.“ Der BBB und seine Mit-

gliedsverbänder stellen 16 von 25 Personalrä-

ten in dem Gremium.  
 

Wie der dbb fordert auch der dbb saar, jüngste 
Rentenbeschlüsse auf den Beamtenbereich zu 

übertragen. Landeschef Ewald Linn sagte am 
13. August 2014: „Bei aller Unterschiedlichkeit 

der Strukturen in Renten- und Pensionsbe-

rechnung bestehen wir auf Parallelität der 
Entwicklung. Alle Renteneinschnitte der ver-

gangenen Jahre, etwa beim Höchstsatz oder 
dem Eintrittsalter, sind wirkungsgleich auf die 

Beamten übertragen worden. Das Gleiche for-

dern wir jetzt auch mit Blick auf die Mütterren-
te und den abschlagsfreien Ruhestandseintritt 

nach 45 Arbeitsjahren. Wenn die Landesregie-
rung wegen der angespannten Haushaltslage 

hier wenig Spielraum sieht und wegen der 

Überwachung durch den Stabilitätsrat nicht 
Vorreiter sein kann, ist das zunächst nachvoll-

ziehbar. Dennoch darf die Umsetzung der im 
Grundgesetz verankerten Schuldenbremse 

beim Bund und in den Ländern nicht dazu 
führen, dass die Beamtenschaft schlechter 

gestellt wird als andere Gesellschaftsgruppen, 

zumal die Beamtinnen und Beamten bisher den 
Löwenanteil der Haushaltskonsolidierung ge-

tragen haben“, so Linn. 
 

Nach Ansicht des Vorsitzenden der Deutschen 

Zoll- und Finanzgewerkschaft BDZ, Dieter 
Dewes, wären für die Umsetzung der Pkw-

Maut mindestens eineinhalb Jahre erforderlich, 
sobald das Gesetz verabschiedet ist, was Bun-

desverkehrsminister Alexander Dobrindt für 
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Ende dieses Jahres plant. Dewes hält das gan-
ze Projekt für ein „bürokratisches Monstrum", 

wie das „Schwäbische Tagblatt“ (Ausgabe vom 
24. Juli 2014) berichtet. Es komme zur Unzeit. 

Gerade erst sei die Übertragung der Kfz-Steuer 

an den Bund nach großen Problemen abge-
schlossen worden. Unter anderem gab es 

Schwierigkeiten, knapp 1. 800 zusätzliche Mit-
arbeiter zu finden. Es dauere noch mindestens 

ein Jahr, um die Umstellung zu bewältigen. Da 

sei es „Irrsinn“, schon wieder ein komplett 
neues Computer-Verfahren zu starten, dessen 

Entwicklung vermutlich erst einmal europaweit 
ausgeschrieben werden müsse. Zudem haben 

sich IT-Projekte dieser Größe regelmäßig als 

deutlich langwieriger und teurer erwiesen als 
gedacht. Dewes hält eine Umsetzung frühes-

tens Mitte 2016 für möglich. 
 

Der Vorsitzende der Deutschen Polizeigewerk-
schaft (DPolG), Rainer Wendt, ist besorgt 

wegen der antisemitischen Proteste in 

Deutschland. „In der Tat muss man damit 
rechnen, dass mit der Fortdauer des Konflikts 

im Nahen Osten auch hier in Deutschland und 
anderen europäischen Staaten Gewalt und 

Volksverhetzung gegen Menschen jüdischen 

Glaubens zunehmen", sagte Wendt am 23. Juli 
2014 Handelsblatt Online. Umso wichtiger sei 

es, dass die Polizei mit ausreichender Ausstat-
tung und Rückendeckung von Politik und Justiz 

vorgehen können. „Wenn die Bundesregierung 
ausgerechnet jetzt die Finanzierung der Bereit-

schaftspolizeien zurückfahren will, ist dies mit 

Sicherheit der falsche Weg“, mahnte Wendt. Er 
forderte ein hartes strafrechtliches Vorgehen: 

„Dazu zählt eben auch, dass wir mit allen Mit-
teln des Ausländerrechts dafür sorgen, dass 

diejenigen unser Land verlassen müssen, die 

Hass und Gewalt predigen oder dazu aufru-
fen“, sagte Wendt.  

 
Für einheitliche Regelungen zur Einsichtnahme 

in Abiturklausuren hat sich der Vorsitzende des 

Deutschen Philologenverbandes (DPhV), 
Heinz-Peter Meidinger, ausgesprochen. Der 

„Westdeutschen Zeitung“ (Ausgabe vom 1. 
August 2014). „Das Recht auf Einsichtnahme 

wird immer öfter in Anspruch genommen, wo-
bei 90 Prozent der Schüler nur interessehalber 

noch einmal reinschauen wollen.“ Aber: „Was 
erlaubt ist und was nicht, variiert selbst inner-

halb eines Bundeslandes. Es wäre wünschens-

wert, wenn die Kultusministerkonferenz eine 
einheitliche Regelung schaffen würde“, so 

Meidinger. 
 

Der BLBS (Bundesverband der Lehrerinnen 

und Lehrer an beruflichen Schulen e. V.) hat 
die „Qualitätsoffensive Lehrerbildung“ im Rah-

men des Forschungsschwerpunktes „Professio-
nalisierung des pädagogischen Personals“ des 

Bundesministeriums für Bildung und Forschung 

begrüßt. „In der dazu gehörenden `Qualitäts-
offensive Lehrerbildung´ muss aber eine pra-

xisorientierte Ausbildung im Vordergrund ste-
hen, die sich an der Schulwirklichkeit orien-

tiert“, erklärte der Bundesvorsitzende des 
BLBS, Eugen Straubinger, am 11. August 

2014. „Studium, Referendariat und Lernen im 

Beruf müssen eng miteinander verknüpft sein, 
da wir nur so die Kompetenzentwicklung der 

Lehrkräfte fördern können.“ 
 

Ab 1. Oktober 2014 können in den Dienststel-

len und Betrieben Schwerbehindertenvertre-
tungen gewählt werden. Auf einer Internet-

Sonderseite stellt der dbb nützliche Informati-
onen rund um die Wahl zur Verfügung. Der 

dbb will damit den Kandidatinnen und Kandi-
daten der dbb Mitgliedsgewerkschaften und 

auch den in Wahlvorständen engagierten Kol-

leginnen und Kollegen praktische Hilfestellung 
geben. Zu den unter www.dbb.de bereitgestell-

ten Materialien gehören Info-Briefe zum Ablauf 

der Wahlen, zur Kandidatur und zur Arbeit der 
Schwerbehindertenvertretungen. Hinzu kom-

men ausgewählte Entscheidungen und Litera-

turhinweise rund um das Thema Schwerbehin-
dertenvertretungen. Hilfreich sind auch die von 

den Integrationsämtern zur Verfügung gestell-
ten Unterlagen, die sich per Link abrufen las-

sen. 

(21/30/14) 
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